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Bischof Ackermann zeigt sich er-
schüttert über den neuen Miss-
brauchsskandal und erklärt, wie
die Aufarbeitung erfolgen soll.

„Mitleid mit
dem Bischof“
Für Bischof Ackermann empfinde
ich nur noch Mitleid. Es mag sein,
dass er sich zwölf Jahre als Miss-
brauchsbeauftragter der Deutschen
Bischofskonferenz leider weitge-
hend erfolglos bei der Aufklärung
der Missbrauchsfälle persönlich
bemüht hat, aber er hatte als „klei-
ner“ Bischof gegen die allmächti-
gen Kirchenfürsten vom Schlage
derHerren Ratzinger,Müller,Marx,
Zollitsch, Lehmann und so weiter
von Anfang an keine Chance. Dies
verwundert aber nicht, weil diese
Gottesmänner zum Teil auch selbst,
zumindest passiv und/oder durch
ausgeprägtes Desinteresse in diese
Verbrechen verstrickt waren.

Jetzt irrlichtert Herr Ackermann
in seinem Bistum herum und weiß
nicht mehr, wo vorne und hinten
ist. Dazu zählt auch die Einsetzung
einer Kommission zu den Miss-
brauchsfällen, deren Vorsitzender,
wie zu lesen war, seltsame Rat-
schläge zum Umgang mit Beweis-
material gibt, und der man sage
und schreibe bis 2026 Zeit lässt,
um zu irgendwelchen Ergebnissen
zu kommen. Vielleicht hofft man ja
auch darauf, dass sich nach derart
langer Zeit (die Aufdeckung des
Skandals begann 2010 im Canisi-
us-Kolleg) die Zahl der Miss-
brauchsopfer biologisch verringert
oder viele Menschen nur noch er-
müdet ein Ende dieser Thematik
herbeisehnen.
Wolfgang Breitbarth,
Emmelshausen

Der Wohnungsneubau droht ge-
nerell einzubrechen, warnen die
führenden Verbände der Bau- und
Wohnungswirtschaft beim Woh-
nungsbautag in Berlin.

„Ampel schafft
das Bauen ab“
Der Wohnungsbaumarkt droht
nicht einzubrechen, er ist einge-
brochen. Immer neue Vorschriften,
immer neue Aussagen und damit
verbundene Unsicherheiten, immer
mehr Kürzungen in der Förderung
des Einfamilienhaus- beziehungs-
weise Wohnungsbaus machen das
Bauen für den Normalverdiener
unerschwinglich bis unmöglich. Die
Ampelregierung schafft das Bauen
in Deutschland ab.
Uwe Orthey, Lochum

Gegen den Strich von Jürgen Tomicek

Klebe-Aktivist
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Kerstin Münstermann
zum Parteitag
der FDP

Lindner wird von
seiner Linie nicht
abweichen

D ie liberalen „Positions-
lichter“ wolle er anwer-
fen, eigene Positionen he-

rausarbeiten und stärken: Christian
Lindner will seiner durch Land-
tagswahlen gebeutelten Partei auf
dem 74. Parteitag „FDP pur“ ver-
mitteln. Technologieoffenheit et-
wa, einen klaren finanzpolitischen
Kurs mit Einhaltung der Schul-
denbremse und der Vermeidung
von Steuererhöhungen. Lindner
geht es vor allem darum, das libe-
rale Profil in der Regierung mit
SPD und Grünen zu bewahren.

Fast anderthalb Stunden nimmt
sich Lindner für seine Rede Zeit.
Für den glänzenden Rhetoriker ist
es eine solide Darbietung. Lindner
bekommt Applaus, aber er reißt die
Delegierten nicht mit. Man merkt
ihm den Balanceakt zwischen den
Erwartungen seiner Basis mit den
Erfordernissen des Regierens als
Bundesfinanzminister in einer
schwierigen Dreierkoalition an.
Doch die FDP steht geschlossen
hinter ihrem Vorsitzenden. Lindner
erreicht am späten Nachmittag ein
Ergebnis von 88 Prozent. Vor zwei
Jahren waren es zwar noch 93 Pro-
zent – aber das war auch kurz vor
der Bundestagswahl.

Der Grund für Lindners Werben
ist, dass viele immer noch fremdeln
mit der Ampelregierung. Inzwi-
schen scheint es kaum mehr ein Po-
litikfeld zu geben, auf dem sich die
Koalitionäre nicht verhaken – meis-
tens sind es FDP und Grüne. Das
Gesetz zum Heizungstausch aus
dem grünen Wirtschaftsministeri-
um ist ein Beispiel. Die FDP-Mi-
nister stimmten dem Kabinettsbe-
schluss am Mittwoch zähneknir-
schend zu, Lindner ließ aber eine
Protokollerklärung aufsetzen, dass
das Gesetz im parlamentarischen
Verfahren noch geändert werden
müsse.

Ein Geschenk aber hat ausgerech-
net die CDU den Liberalen ge-
macht. Die Entwürfe für ein Steu-
er- und Rentenkonzept sehen eine
grundlegende Reform der Erb-
schaftssteuer und eine Steuerer-
höhung für Spitzenverdiener vor.
Lindner nimmt den Ball dankbar
auf und spart nicht an Kritik an der
Haushaltspolitik in der früheren
Großen Koalition. Der Liberale be-
tont süffisant, dass nun die FDP
das Alleinstellungsmerkmal der
Nicht-Steuererhöhungspartei habe.
Der Wahlkampf in Bremen, Hessen
und Bayern lässt grüßen.

Doch mit Blick auf die Regie-
rungsparteien und die Diskussio-
nen um den Haushalt zeigt sich
auch: Lindner wird von seinen Po-
sitionen nicht weichen. Seine Basis
hat ihm am Freitag noch einmal
klar gemacht, dass sie genau das
auch von ihm erwartet. Für die Ko-
alition bedeutet dies: Die Kontro-
versen werden weitergehen.

Y E-Mail: kerstin.muenstermann
@rhein-zeitung.net

Presseschau

Acht Stunden dauerte der Warn-
streik der Bahngewerkschaft EVG,
die Folgen waren zu spüren.

Frankfurter Rundschau
Während der Corona-Pandemie
haben viele Beschäftigte ihre An-
sprüche heruntergeschraubt: Kurz-
arbeit, Nullrunden, Umstrukturie-
rungen. Es ging darum, gut durch
die Krise zu kommen, ohne den Job
und damit die eigene Lebens-
grundlage zu verlieren. Dann kam
die Inflation und mit ihr die Er-
kenntnis: Krise, das ist ein Dauer-
zustand. Für einen kleinen, reichen
Teil der Gesellschaft ist das kein
Problem, für die allermeisten Men-
schen aber heißt das: Sie werden
möglicherweise ärmer oder sind es
schon. Und das bedeutet: Zurück-
stecken ist keine Option mehr.

Das liberale Korrektiv
FDP-Chef Lindner verteidigt beim Parteitag die Strategie in der Verkehrs- und Finanzpolitik

Von Birgit Marschall

M Berlin. Nach zehn Minuten hat
Christian Lindner den Hallo-Wach-
Moment in seiner Parteitagsrede
erreicht. „Das Leben mit Verbren-
nungsmotor im Thüringer Wald ist
nicht schlechter als das mit Lasten-
fahrrad im Prenzlauer Berg“, ruft
der FDP-Chef den 662 Delegierten
auf dem Bundesparteitag in Berlin
zu. Die FDP habe den Verbren-
nungsmotor gerettet, freilich müss-
ten die Autos bald mit klimage-
rechten E-Fuels fahren. Dann
nimmt er sich die Letzte Generation
vor, die Berlins Straßen lahmlegen
will. „Kein noch so edles Motiv
kann darüber hinwegtäuschen,
dass das Blockieren von Straßen
nichts weniger ist als physische Ge-
walt“, sagt Lindner. Aufbranden-
der, dankbarer Applaus.

Nach neuneinhalb Jahren als
Vorsitzender stellt sich der 44-jäh-
rige Parteichef an diesem Freitag-
nachmittag erneut zur Wahl. Vor
zwei Jahren, wenige Wochen vor
der Bundestagswahl, hatten ihn
noch 93 Prozent bestätigt. Jetzt lie-
gen eineinhalb Jahre Regierungs-
beteiligung hinter dem Bundesfi-
nanzminister und fünf verlorene
Landtagswahlen. In drei Ländern
scheiterte sie an der 5-Prozent-
Hürde, in zweien flog sie aus der
Regierung. Lindner hatte danach
angekündigt, die FDP in der Am-

pelregierung sichtbarer machen zu
wollen. Mit Verhandlungserfolgen
beim Verbrennungsmotor oder im
jüngsten Koalitionsausschuss, in
dem die FDP den Bau von 145 Au-
tobahnprojekten gegen den Willen
der Grünen durchsetzte, ist ihr das
gut gelungen. Überhaupt gehören
die Autofahrer zum Kern der FDP-
Klientel, wie Lindner auch an an-
derer Stelle deutlich macht: Eine
Reform der Besteuerung von
Dienstwagen, von den Grünen zur
Haushaltskonsolidierung vorge-
schlagen, kommt für ihn ebenso
wenig infrage wie Fahrverbote.

Keine harten Worte an die Grünen
Auffallend zahm bleibt Lindner da-
gegen beim umstrittenen Thema
Heizungstausch, dem jüngsten Kli-
maprojekt des grünen Vizekanz-
lers. Die Ampelregierung muss
nach den vielen Misstönen der letz-
ten Wochen jetzt auch irgendwie
weiter funktionieren, und deshalb
arbeitet sich Lindner lieber an der
Union ab als an SPD und Grünen.

Aus der CDU waren in dieser
Woche Entwürfe für das neue
Grundsatzprogramm bekannt ge-
worden. Was die Union da an Re-
formen im Steuersystem plant, ist
für sie vergleichsweise revolutio-
när: Kleine und mittlere Einkom-
men will sie zulasten höherer Ein-
kommen entlasten. Um den so ge-
nannten „Mittelstandsbauch“ im

Einkommensteuertarif „abzufla-
chen“, soll der Spitzensteuersatz
für Besserverdienende steigen. Für
Lindner ist das ein gefundenes
Fressen: Nach seiner Schätzung
müsse der Spitzensatz auf 57 Pro-
zent steigen, wenn das CDU-Kon-
zept aufgehen solle. Es sei unge-
recht, wenn Leistungsträger „mehr
von ihrem Einkommen abgeben
müssen, als sie selbst behalten dür-
fen“, sagt Lindner unter viel Beifall.
Noch lauter wird die Zustimmung,
als der FDP-Chef auch die von der
Union geplante Pauschalbesteue-
rung für Erben, eine sogenannte
Flat Tax, anprangert.

Lindner hat als Finanzminister
harte Wochen vor sich. Er will die
Schuldenbremse einhalten und
Steuererhöhungen verhindern,
doch im Bundeshaushalt 2024 klafft
ein Defizit von 20 Milliarden Euro
oder mehr. Das lässt sich ohne hö-
here Schulden oder Steuern nur
durch Sparmaßnahmen schließen,
die innerhalb der Ampelkoalition
aber höchst strittig sind. Doch er-
neut knöpft sich der Minister die
Union vor. Die Vorgängerregierung
habe die staatlichen Leistungen
immer mehr ausgeweitet, etwa mit
der Rente mit 63, ohne für deren
dauerhafte Finanzierung zu sorgen.
„Jetzt kommt der Bumerang der
unsoliden CDU-Finanzpolitik zu-
rück. Die Politik muss neu lernen,
mit dem Geld auszukommen, das

ihnen die Bürgerinnen und Bürger
zur Verfügung stellen“, sagt Lind-
ner. Er verschweigt dabei, dass die
Rente mit 63 ein Lieblingsprojekt
der SPD in der Großen Koalition
gewesen ist, die nun den Bundes-
kanzler stellt.

Applaus für Strack-Zimmermann
Von den Grünen bekommt na-
mentlich allein NRW-Wirtschafts-
ministerin Mona Neubaur (Grüne)
einen Rüffel von Lindner. Die Vi-
zeministerpräsidentin will nämlich
den mit ursprünglich 200 Milliar-
den Euro gefüllten Wirtschaftssta-
bilisierungsfonds (WSF) anzapfen,
um den hohen Industriestrompreis
herunter zu subventionieren. Sein
WSF-Gesetz schließe die zweck-
fremde Verwendung der Mittel aus,
so Lindner. Zudem sei es geradezu
absurd, erst die drei letzten funkti-
onierenden Atomkraftwerke abzu-
schalten, wodurch die Strompreise
weiter stiegen, um dann hinterher
mit Staatsgeld die Preise wieder zu
senken.

Am Ende bestätigt der Parteitag
Christian Lindner mit 88 Prozent im
Amt. Nur eine stellt ihn an diesem
Tag in den Schatten: die Bundes-
tagsabgeordnete Marie-Agnes
Strack-Zimmermann. Die 65-jähri-
ge Verteidigungsexpertin hat sich
entschieden, Spitzenkandidatin der
FDP bei der Europawahl zu werden
und erntet dafür tosenden Beifall.

Auf die FDP kommen in diesem Jahr noch schwierige Landtagswahlen zu, das weiß Parteichef Christian Lindner. Schon am 14. Mai wird in Bremen gewählt,
wo die FDP schon mehrfach an der 5-Prozent-Hürde scheiterte. Am 8. Oktober wird in Bayern und Hessen gewählt. Foto: Christoph Soeder/dpa
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